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lO .. Juli 1950. 

Dic~ Abc.Dr"Herbort K:er D. u s und Genossen haben in der Sitzung 

des Nntionalrates von 21 "Juni 1950 an den BUi'1dos~ri.:niste;r' für Inneres einc­

Anfrage) betreffend die Behinderung der Wah1frcihei t b'C':i. den Gen(~indcwahlel1 

in Niedcrö stcrreioh~ gorichtet, in der o,lJ.f. Vorl~ol:'U:1l15,3$(! 'oei don Gel:liJ inderats­

wahlen in Baden boi Wien und Ha.inburg u,d. Donail Bez~;!,g genorJl:Zl.en wurdo c 

Bundcsnlnister für In;le::;~8::; Hel J:;1 e r bco.utwortet diese Anfrage 

nunoehr wie folgt: 

Die Wa.hlpartei dar Unabhängigen hr;~t ap 1"5<);1~ • 19f.iO ehlen YOll 

54 Personen ul'lterzeiQh,neten Wo.hlvorsohlo.ß für die Q·(n:loinder.a.tswnhlcn in Baden 

bei Wien eingebraoht. Einige Tage nuchher ers.chien der in Baden bei Wien, 

Ferdina.nd Bichlertleg Nr o 3, wohrJ1afte Adjunkt der' Österreichisch~n Bundesbuhnen 

Fricdrioh Doppelreiters der bei den cenC'.!ll1tcn Wahlen fü.r die KOr1lr.lUl'listisohe 

Partei kandidierte I bei einer rtcihe von Personen, die den Wahlvorschlag der Wahl­

partei der UnubhängiGen unterschrieben hatten, und suchte sie unter der Begrün­

dung, dass die Wnhlpe..rtei der Unabhängigen eino fasohistische Oreanisation sel; 

zu beweGen, ihre n.uf den genannten Wa.blvorschl~g Gesetzte Unterschrift zurUok­

.zuziehen. Nach dem ErGebnis der -Gepflogenen Erhebungen hat Doppelreiter den 

Personen, bei denon er in der obgenannten Angelegenheit vorsprach, nicht ge­

droht und sich anlässlioh der versuchten Beeinflussung vorsichtiG gewählter, 

offensichtlich vorher zurechtgelegter Redeucndungen be dient, so do.ss duroh 

sein Verhalten ein strafbllrer Tatbestand, ins1l»es andere nach clct.l Gesetze vorn 

26.Jänner 19~ .. 7, RGB1 .. Nr .. 18, betreffend strafrechtliche Bestit1l:.1uugen Z\W.. Schutze 

der Wahl- und Versano1unesfrciheit, nicht gezeben wa~~ 

Einig~ Zeit spä.ter wurden di.e io Wahlvorschlo.g der Wo.hlpc.rtci der 

Unabhängigen als Kandidaten nanho.ft Benaohten Personen zur sot7j}etrussisohen 

Stadtkor~ndo.ntur in Baden bei TIien vorgeladen. Dort wurden die Gennnnten über 

ihre persönlichen Verllältnisse befraGt und ihnen vor AUßen gehniten, dass die 

Wahlpartei der Unabhängigen sich aus Fo.schisten ausammensetze. Infolee rliescr 

Einverno.hne zog die auf den Wahlvorschlag der eenannten Partei an zweiter 

Stelle auf~chei,nende Gustwirtin Lou1se Schury, in Baden bei \1iell, Beustift­

e,asse Nr.l vfohnho.:f't, ihre Kandidatur zurU.clt. JliniGe Tage nnchher wurde dn.s Haus 

der Genrumtcn von unbekannten Tätern nit brauner Ölfarbe beschmiert und darauf 

tlehrere. Sätze wie "Hier wolmt eine Faschistin. Hir warnen Euoh o Hinaus tlit 

deo VdU." Gesehriebeno 
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2.Beiblntt 

H1nsielttli'ch des Geschilderten Verhnltens der sowjetrussischen 

stt\dtkotltlnndo.ntu in Bo.den bei Wien 'Hurde der Herr Bundeskanzler ersucht, 

nnDcU der Bundesreg!erUl1g o.n den Alliierten' Rat mit dem Verlangen hera.nzutre­

ten, goeignete llas~n..'\hr.len zu treffen, UD in Hinkunft derartige Vorkotlr.Jl1isao. 

durch die die Unabh~aiekeit der Wahlen beeinträ.chtigt wird; zu veroeiden. 

In Hainburg a.d.DonnuViurdenvor den Geoeinderatswah1ett Flugblätter 

gestreut, in de1\en d~e Wahlpn.rtei der Unnbhällgigen als e1ne.rein fa.schistisohe 
Organisation und als Nnobfolgerin derNnzi bezeichnet wurde. Ferner waren 

dnrtn die NtU:.1en 'V'OJ;l l'Wld 40 Personen, die den Wo.hlvorschlo.g der ,genannten 

Po.rte1 unterzeiohnet. ~a.ben, tUt den Be if'ügen angeführt, dass die Geno.nnt en den 

trnuriaen M.tt hätten, offen tü:!:' den Faschisr.ru.s einzv.treten. nie Flugblätter ent­

hielten die Aufford.erung, die NaLJen dieser Personen nicllt zu vereessen, da 

sie lteim:lD.l die Ve:r'ant"ortung ·dafür werden tre,gen oUssen." 
Die Erhebungen zu~Eroi ttlung des Druckers und der Verbreiter dieses 

Flugbla.ttes. dD.s~koin Iop~essUI:l trug, h:\ben bisher zu keinetl positiven 

Ergebnis gefUhrt. 

Das Bundesninister~un für Inneres iet der ~inung, dass Voraänge 

der gesohild.erten Art '\ auch wenn sie stro.f':iechtlich nicht erfnsst werden können, . 

VOf.l Geeichtspunkt der \1nhlnoro.l zu verurt~ilen sind, ein sie den Versuch einer / 
Beeintriiolilt igung der Wo,hlfreiheit darstellen· und danit ein fundar.lento.les Grund­

pJ'inaip jedes .. de~okra.tischen Staates verletzen. 

Die ö~terreichischen Behördell werdell, soweit es in ihrer ~cht steht, 

tedGrzeit dafür sorgen, dass Personen, die sich gegen die Wahlfreiheit veroehen, 
den geset~l1ohen Bestir~gen entspreohend zur Verantwortung gezogen werden • 

• 

... -..... -.-
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